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ZEITGESCHEHEN

Bettina Hahne-Waldscheck

UNTERWERFUNG DER UNIVERSITÄTEN
Um die Freiheit der Wissenschaft ist es schlecht bestellt. Die Forschungsanstalten 
sind zunehmend politisiert und zum Nadelöhr der Linientreue geworden.

Die Universität soll eine Institution 
sein, in der man seinen Geist ent-

falten, seinen Interessen folgen, frei, 
neugierig und ergebnisoffen forschen 
und sich zu einer eigenständigen Per-
sönlichkeit entwickeln kann. So ga-
rantiert das Deutsche Grundgesetz im 
Artikel fünf «Forschungsfreiheit». In 
der «Bonner Erklärung» hielt die Euro-
päische Union im Jahre 2020 fest, dass 
Forschende das Recht hätten, «ihre 
Meinung frei zu äussern, ohne dabei 
durch das Umfeld, in dem sie tätig sind, 
benachteiligt zu werden».

Doch in den letzten 20 Jahren wurde 
dieser Entfaltungsrahmen immer wei-
ter eingeschränkt, die Vorgaben, was 
in welcher Zeit abzuarbeiten war, im-
mer enger. Das Studium sollte schnel-
ler und effizienter werden, beschreibt 
Michael Meyen, Professor der Ludwig-
Maximilians-Universität (LMU), in sei-
nem Buch «Wie ich meine Uni verlor». 
Seit der Studienordnung Bologna in 
den 90er-Jahren wurde «das Zusam-
menspiel von Forschung, Bildung und 
gesellschaftlicher Verantwortung dem 
ökonomischen Diktat von Messbar-
keit und Effizienz geopfert». Die Frei-
heit der Wissenschaft sei systematisch 
ausgehöhlt, die Forschung politisiert 
worden, so der Professor: «Heute wird 
nicht mehr das untersucht, was ein Pro-
fessor, seine Schüler und seine Studen-
ten für wichtig halten. Die Neugier der 
Forscher ist korrumpiert worden von 
einem System, das mit Geld und Ruhm 
lockt, Abweichler brandmarkt und dem 
Nachwuchs von klein auf eintrichtert, 
dass sich Anpassung und Nachbeten 

“Die Jugend hat verstanden, dass sie nur dann 
Aufstiegschancen hat, wenn sie in das Lied mit einstimmt, 

das gerade angesagt ist. Alles andere wird «gecancelt».

besser bezahlt machen als jeder Trip ins 
Ungewisse.» Auch die Politphilosophin 
und Leiterin der öffentlichen Hannah-
Arendt-Lectures an der Hochschule St. 
Gallen, Regula Stämpfli, ist überzeugt, 
dass an unseren Universitäten die Wirk-
lichkeit seit Jahrzehnten wegtheoreti-
siert werde.

«MORAL» SCHLÄGT WAHRHEIT
Das sind Veränderungen, die der LMU-
Professor Meyen selbst spürte. Er, der 
noch an der sozialistischen Karl-Marx-
Universität Leipzig studiert hatte, je-
mand mit «dunkler», ostdeutscher 
Vergangenheit, hatte für einen ehema-
ligen DDRler eine beispiellose Karriere 
hingelegt: mit 30 Professor, ein Jahr da-
nach Leiter des Instituts Kommunikati-
onswissenschaft und Medienforschung, 
später Sprecher von drei interdiszi- 
plinären Forschungsverbünden. Doch 
mehr und mehr realisierte er eine Ver-
engung in dem, was man sagen durfte. 
Als er im März und April 2023 zwei Aus-
gaben lang Herausgeber einer corona-

kritischen Zeitung («Demokratischer 
Widerstand») war, kam es zum Eklat. 
Der Präsident der Ludwig-Maximili-
ans-Universität erklärte ihm, er wolle 
nicht, dass der akademische Ruhm der 
Universität beschmutzt würde. Auch 
der bayerische Wissenschaftsminister 
Markus Blume (CSU) schaltete sich ein: 
«An bayerischen Hochschulen ist kein 
Platz für extremistisches Gedankengut.» 
Meyen wurde von diversen Medien zer-
rissen, seine Kollegen schnitten ihn, 
«Zeit-Campus» fragt in einem Artikel: 
«Warum darf er immer noch lehren?»

Warum ist es von Interesse, was an 
den Universitäten geschieht? Weil 
heute fast jeder, der im öffentlichen Le-
ben eine Rolle spielt – Politiker, Exper-
ten aller Art, Wirtschaftslenker, Lehrer, 
Ärzte, Journalisten – mal Student war. 
«Die Universität ist das Nadelöhr, das 
sie passieren müssen», schreibt Meyen. 
Und dort werde kräftig ausgesiebt und 
herumgeknetet – sowohl was die po-
litische Linientreue betrifft als auch in 
Bezug auf Sekundäruntugenden wie Ar-
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beitseifer, Anpassungsfähigkeit und den 
Verzicht auf eigenständiges Denken. 
Meyen: «Wissenschaft ist die Religion 
der Gegenwart. Um etwas durchzuset-
zen, brauche ich Priester mit Professo-
rentitel, Studien, Akademien, Ethikräte. 
Ohne die Weihen von Gelehrten keine 
Absolution. Diese Deutungshoheit 
macht die Universitäten attraktiv für 
alle, die tatsächlich etwas durchsetzen 
können. Grosse Unternehmen, Stiftun-
gen, Parteien, überhaupt: die Politik 
und ihre Behörden.»

Als Beispiel nennt er unter anderem 
die von Lidl und Kaufland gesponserte 
Schwarz-Stiftung, die 41 Professoren 
der Technischen Universität München 
bezahlt sowie unzählige weitere Kom-
binationen aus staatlichen Aufträgen, 
Unternehmens- und Stiftungsgeldern, 
gemeinsamen Projekten von Univer-
sitäts- und Unternehmensforschern 
sowie Anreizsystemen, die Einstel-
lungschancen am H-Index (Anzahl der 
Zitationen im Web of Science) fest-
machen. Und der akademische Nach-
wuchs mache mit, da er durch die sozi-
alen Medien gelernt habe, dass «Moral» 
die Wahrheit schlägt. Die Jugend habe 
verstanden, dass sie nur dann Aufstiegs-
chancen hat, wenn sie in das Lied mit 
einstimmt, das gerade angesagt ist. Alles 
andere wird «gecancelt».

CANCEL CULTURE
Das Ausmass dieser Entwicklung zeigt 
eine Befragung von rund 2000 Stu-
denten durch die «AG Hochschulfor-
schung» an der Universität Konstanz 
vom Mai 2023. Einerseits spricht sich 
zwar in den meisten abgefragten Fällen 

eine Mehrheit der Studenten dagegen 
aus, Mittel zu ergreifen, um Vorträge zu 
verhindern. Auf die Frage, ob man Wer-
bung entfernen dürfe, um gegen einen 
Redner an der Hochschule zu protestie-
ren, der der Ansicht ist, dass Migration 
nach Deutschland zu vielen Problemen 
im Sozialsystem führt und deshalb be-
grenzt werden muss, antworteten 27 
Prozent mit «teils» und 35 Prozent mit 
«absolut akzeptabel» oder «eher ak-
zeptabel», Niederschreien fanden 12 
Prozent akzeptabel. Hochgerechnet auf 
die knapp drei Millionen Studenten in 
Deutschland sind das um die 300 000 
Personen. Vier bis fünf Prozent halten 
gar die Anwendung physischer Gewalt 
als legitimes Mittel.

Dass sich seit Jahren die Berichte 
von «Cancel Culture», einer Annu-
lierungskultur, an den Universitäten 
häufen, beobachtet auch der Deutsche 
Hochschulverband. Diese Interessen-
vertretung von mehr als 30 000 Wissen-
schaftlern hatte bereits 2020 vor «Ein-
schränkungen der Meinungsfreiheit 
an den Universitäten» gewarnt. «Seit 
Jahren gibt es Hinweise auf ein Klima 
der Angst an deutschen Unis», schreibt 
auch «Die WELT». Wer bei Themen wie 
»Politischer Korrektheit» oder Gender 
Widerspruch auslöst, wird rasch ge-
mobbt oder sein Abendvortrag einfach 
abgesagt, wie kürzlich bei Althistoriker 
Egon Flaig. Wer es zu etwas bringen will, 
darf nicht anecken. Die Toleranz ge-
genüber anderen Meinungen ist kleiner 
geworden, die Liste der «Gefallenen» 
des Wissenschaftsolymps füllt sich. 
Mit dazu gehören die Politologin Ul-
rike Guérot, der Immunologe Sucharit 
Bhakdi, der Arzt Wolfgang Wodarg oder 
der Journalist Patrik Baab.

Guérot wird vorgeworfen, im Ukra-
ine-Krieg eine Täter-Opfer-Umkehr 

zu betreiben, nachdem sie darauf hin-
gewiesen hatte, wie sehr die Ukraine 
Russland provoziert habe. Im März 
2021 hatte Guérot zudem gemeinsam 
mit anderen Wissenschaftlern, Intellek-
tuellen und Künstlern das «Manifest der 
offenen Gesellschaft» in den Zeitungen 
«Die WELT» und «Der Freitag» veröf-
fentlicht, das sich kritisch mit der Politik 
zur Eindämmung der COVID-19-Pan-
demie auseinandersetzte. Professor 
Bhakdi war bis zu seinem Ruhestand 
2012 Direktor des Instituts für Medizi-
nische Mikrobiologie und Hygiene an 
der Johannes-Gutenberg-Universität 
Mainz. Bis zur Corona-Krise galt er als 
gern gesuchter Interviewpartner, doch 
seit er sich 2020 ablehnend gegenüber 
staatlichen Massnahmen äusserte und 
kritische Interviews zur Impfung gab, 
meiden ihn die Leitmedien. Vor Kurzem 
wurde er mit Meyen und anderen Pro-
fessoren im «Spiegel» verunglimpft. Das 
Nachrichtenmagazin brachte am 27. 
Mai den Artikel heraus: «Prof. Dr. Ko-
kolores: Rauswerfen – oder aushalten? 
Die Universitäten tun sich schwer mit 
Lehrenden, die Verschwörungstheorien 
anhängen oder inhaltlich abdriften. Wie 
weit reicht die Freiheit von Lehre und 
Wissenschaft?» Der «Spiegel», ein einst 
gefeiertes Nachrichtenmagazin, hat seit 
Jahren an Qualität eingebüsst. Der Au-
tor und Verleger Hans Magnus Enzens-
berger kritisiert: «Ich kenne keine 
Publikation, die es in der Technik der 
Suggestion, des Durchblickenlassens, 
der Insinuation weitergebracht hätte als 
der ‹Spiegel›.»

Ein weiterer «Umstrittener» laut Spie-
gel ist der Politikwissenschaftler und 
Journalist Patrik Baab. Baab war von der 
Universität Kiel der Lehrauftrag entzo-
gen worden, nachdem er in annektierte 
Regionen der Ukraine gereist war und 
an einer Pressekonferenz mit russi-
schen Medien teilgenommen hatte, weil 
er vor Ort für sein gerade erschienenes 
Buch «Auf beiden Seiten der Front» 
recherchieren wollte. Baab ging vor 
Gericht, der Lehrauftragsentzug kam 
nicht durch. Ein Student schrieb dazu 
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im englischen «Postil Magazine»: «Was 
die Christian-Albrechts-Universität uns 
mit dem Entzug des Lehrauftrags ge-
zeigt hat, ist, dass sie weder nachforscht 
noch die Quellen nachprüft, obwohl sie 
das ihre Studenten lehrt.»

Die Titelidee «Wie ich meine Uni 
verlor» entstand durch das Buch 
«Wie ich meine Zeitung verlor» des 
«Süddeutsche»-Journalisten Birk Mein-
hardt. An seiner «Süddeutschen», die 
er Jahre über alles geliebt hat, kritisiert 
Meinhardt: «Das ist ja alles nur noch in 
eine Richtung gebürstet ... es ist ja ein 
Dauerzustand geworden, einer Hal-
tung Ausdruck zu verleihen und nicht 
mehr der Wirklichkeit. Die Wirklich-
keit um die Teile zu reduzieren, die 
nicht zur Haltung passen, und dafür 
die Teile überzubetonen, die sich mit 
der Haltung decken.» Meinhardt, der 
aus der DDR stammt, sagt: «Ich rieche 
jede neue Propaganda.» Und Meyen: 
«Die Leitmedien haben eine Wagen-
burg um ihre ‹Wahrheiten› gebaut und 
jede Menge Schützenhilfe. Gesetzgeber, 
Behörden und Geheimdienste sowie 
Google und Wikipedia.» Und: «Wenn 
der Journalismus der Ausspielort ist, der 
Kanal, der die Lieder verbreitet, die alle 
zu singen oder wenigstens zu kennen 
haben, dann sind die Universitäten das 
Produktionsstudio. Hier wird kompo-
niert, hier werden die Musiker konditi-
oniert und ausgesiebt.» 

UMGEKEHRTER TOTALITARISMUS
Doch woher kommt dieser links-indok-
trinär verengte Meinungskorridor der 
Medien und Universitäten? Der franzö-
sisch-jüdische Schriftsteller Julien Ben-
das beschrieb in einem 1927 verfassten 
Grossessay, der 1978 auf deutsch unter 
dem Titel «Der Verrat der Intellektu-

ellen» erschien, einen Typus, der tat-
sächlich erst am Ende des neunzehnten 
Jahrhunderts die Bühne betritt und das 
zwanzigste ganz wesentlich mitbe-
stimmte: der Intellektuelle als Schöp-
fer politischer Glaubenssysteme, als 
Lieferant von Schlagworten, als Figur, 
die nicht beobachtet, sondern selbst in 
die politische Schlacht zieht. Und nicht 
nur das; dort, in der Schlacht, opfert 
der moderne Intellektuelle auch jede 
Konsistenz. Er verkündet heute das Ge-
genteil seiner Ansichten von gestern, er 
verteidigt auch gleichzeitig Behauptun-
gen, die einander widersprechen, han-
tiert mit Unterstellungen, von denen er 
weiss, dass sie falsch sind, er verachtet 
die Idee universeller Regeln, kurzum, 
er stellt alles, was er sagt und tut, in den 
Dienst der Feindbekämpfung.

«Im Kern geht es um Machtver-
hältnisse», schrieb Dr. phil. Susanne 
Rosskopf in einem factum-Artikel über 
Gendermainstreaming («Eine völlige 
Umkehrung», factum 04/23, S. 20). Was 
auch unsere Universitäten heute prägt, 
sei das Ergebnis einer Denkschule, die 
sich aus der Ideologie des Marxismus 
speise. Diese Ideologie, so Rosskopf, 
bildet die «Grundlage für den Entwurf 
einer marxistisch orientierten Gesell-
schaft. Mit der Abschaffung des Privat-
eigentums, der Auflösung der Familie, 
der Aufhebung von Macht- und Herr-
schaftsverhältnissen und der Freigabe 
der Sexualität soll die Utopie des Mar-
xismus nun endgültig Gestalt anneh-
men, nachdem sie bis jetzt jedes Mal 
offensichtlich gescheitert war.»

Ein Puzzleteil auf dem Weg dorthin 
ist der sogenannte, auf Rudi Dutschke 
zurückgehende, «Marsch durch die 
Institutionen» der Alt-68er bis in die 
Schaltkreise der Macht. Journalisten 

wie Jürgen Busche argumentieren, dass 
verschiedene linke politische und sozi-
ale Bewegungen der 68er-Jahre heute 
die Schaltstellen des Staates, der Wirt-
schaft und der Universitäten besetzen 
und dadurch eine gesamtgesellschaftli-
che Diskurshoheit errangen. Ein kleiner 
Teil der beteiligten Studenten der 68er-
Generation hat trotz der Berufsverbote 
und Radikalenerlasse1 in der Politik, im 
öffentlichen Dienst und in den Medien 
Karriere gemacht und versucht, dieses 
linke Gedankengut der Gesellschafts-
veränderung durchzusetzen. Das Ka-
binett Schröder war ein erster Beleg. 
Neben dem «antirevisionistischen» 
Jungsozialisten Schröder und dem Vi-
zekanzler Fischer aus den linksradika-
len Frankfurter «Putzgruppen» gab es 
drei weitere Minister mit sozialistischer 
Vergangenheit. Dies war aber nicht 
unbedingt so geplant, die einstmals 
Radikalen waren gemässigter gewor-
den, gleichzeitig kam ihnen die Politik 
durch neue Werteentwicklungen (z. B. 
Umweltbewusstsein) entgegen. Der Ex-
tremismusforscher Rudolf von Hüllen 
argumentiert: «Ganz allgemein ist die 

“«Es ist ein Dauerzustand geworden, einer Haltung 
Ausdruck zu verleihen und nicht mehr der Wirklichkeit.»
Birk Meinhardt, Schriftsteller
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Masse selbst der kommunistisch sozi-
alisierten K-Gruppen-Generation der 
Integrationskraft demokratischer Werte 
und Verfahren erlegen.»2

«Aktivistische Atheisten glaubten, 
dass wir mit der Ablehnung Gottes in 
ein Zeitalter der Vernunft und des in-
telligenten Humanismus eintreten wür-
den», schreibt die Frauenrechtlerin und 
gebürtige Somalierin Ayaan Hirsi Ali im 
Artikel «Warum ich jetzt Christ bin» auf 
unherd.com. «Doch das Gottesloch», 
so Hirsi Ali, «die Leere, die der Rückzug 
der Kirche hinterlassen hat – ist ledig-
lich durch ein Durcheinander irratio-
naler quasireligiöser Dogmen gefüllt 
worden.» Das Ergebnis sei eine Welt, in 
der moderne Sekten die verunsicherten 
Massen ausbeuten, indem sie ihnen 
falsche Gründe für ihr Dasein und ihr 
Handeln liefern – meist, indem sie im 
Namen einer geschädigten Minderheit 
oder unseres angeblich dem Untergang 
geweihten Planeten ein Tugendhaftig-
keitstheater veranstalten. Und so sei der 
oft G. K. Chesterton zugeschriebene Satz 
«Wenn die Menschen sich entscheiden, 
nicht an Gott zu glauben, glauben sie 

danach nicht an nichts mehr, sondern 
sie werden fähig, an alles zu glauben», 
zu eine Prophezeiung geworden.

Das Zusammenspiel von Medien, IT- 
und Finanz-Giganten sowie Konzernen 
führt zu dem, was der mit Dutzenden 
Preisen ausgezeichnete Politikwissen-
schaftler Sheldon Wolin «umgekehr-
ten Totalitarismus» nennt. Wolin sagt: 
«Lasst euch nicht von dem Demokratie-
Gerede einlullen. Schaut doch einfach 
hin, wenn ihr wissen wollt, wer wirklich 
regiert. Dann seht ihr, dass der Staat 
die Konzerne geheiratet hat.» Für die 
Kontrolle, sagt Sheldon Wolin, genüge 
es, «ein kollektives Gefühl der Abhän-
gigkeit zu schaffen», für einen «Gleich-
klang» der Leitmedien zu sorgen und 
dabei das zu nutzen, was inzwischen an 
Methoden der «Einschüchterung und 
Massenmanipulation» verfügbar ist, 
ohne, dass man die Massen gross mobi-
lisieren müsse. Deshalb «umgekehrter 
Totalitarismus». Umgekehrter Totalita-
rismus, schreibt Meyen, der Wolin zi-
tiert, «das ist kollektive Angst plus indi-
viduelle Ohnmacht». Der Arbeitsplatz, 
die Altersvorsorge, Gesundheitskosten, 
der Stromverbrauch. Terror, Klima, 
Killerviren, Überwachung, Naturkata-
strophen, Flüchtlingszustrom kämen da 
noch «on top» und hielten die Bürger in 
einer Art Ohnmacht fest.

KAMPF UM WAHRHEIT
Doch immer mehr Menschen wollen 
sich befreien aus dieser Ohnmacht, wol-
len zu alten Werten zurück und ohne 
Einschränkung sagen können, was sie 
denken. Es stört sie, dass die Medien 
die gleichen Geschichten erzählen und 
die immer selben Wissenschaftler zu 
Wort kommen, weshalb sich 38 Prozent 
der Schweizer laut einer Umfrage vom 
Herbst 2022 den Nachrichtensendun-
gen verweigern. In Deutschland dürfte 
es nicht anders sein. Alternativmedien 
wie «Tichys Einblick», «Achgut.com», 
«Cicero» oder die «NachDenkSeiten» 
haben enormen Zuwachs. Doch auch 
hier gilt das Pauluswort: «Prüfet alles, 
das Gute behaltet» (1. Thess. 5,21). 

Auch Christen fühlen sich in den heu-
tigen Medien oft nicht vertreten – sei es 
beim Thema Abtreibung, Ehe für Alle, 
LGBTQ-Bewegung oder der in Wahr-
heit umweltschädlichen Klimaagenda. 
Christen erkennen in der heutigen ten-
denziösen und verengten Berichterstat-
tung die geistliche Auseinandersetzung 
um die Wahrheit. Wer das, was heute 
als «woke» gilt, weiter untersucht, fin-
det letztlich widergöttliche und gegen 
den Menschen gerichtete Ideologien 
dahinter, die unter dem Deckmantel 
des Guten und der Toleranz fungieren. 
«Wehe denen, die Böses gut und Gutes 
böse nennen, die Finsternis zu Licht 
und Licht zu Finsternis erklären», heisst 
es in Jesaja 5,20. Wer als Christ in der 
Öffentlichkeit steht und entschieden 
seine Position gegen den Mainstream 
vertritt, muss mit Angriffen rechnen. 
Der Rat aus Epheser 5,15 dazu: «So seht 
nun sorgfältig darauf, wie ihr euer Le-
ben führt, nicht als Unweise, sondern 
als Weise, und kauft die Zeit aus, denn 
die Tage sind böse.»

Gut ist das Aufwachen, sind die Stel-
lungnahmen vieler, sind die weisen Arti-
kel und Bücher, die analysieren, wie die 
ideologische Einflussnahme überhand-
genommen hat. Wer Gottes Geist der 
Erkenntnis hat und deshalb die Wahr-
heit erkennt, muss sich nicht fürchten, 
vor dem, was ist und was kommt. Er ist 
frei (lt. Joh. 8,32) – und dazu berufen, die 
Wahrheit im Dunst der Verworrenheit 
klar zu verkünden.�

Bettina Hahne-Waldscheck (51) hat Geschichte, 
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1	 1972 hatten die Ministerpräsidenten der Länder mit 
dem sogenannten «Extremistenbeschluss» darauf 
hingewiesen, dass die beamtenrechtliche Treue-
pflicht auch Verfassungstreue einschliesse, mithin 
der öffentliche Dienst nicht als Versorgungsanstalt 
für Berufsrevolutionäre gedacht sei.

2	 Dazu der Aufsatz von Rudolf van Hüllen: «Die West-
68er und ihr ‹Marsch durch die Institutionen›. Ver-
such, einen Mythos vom Kopf auf die Füsse zu stel-
len.»


